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Einleitung

Es war nur ein Ballon, der Anfang Februar 2023 über die Vereinigten 
Staaten trieb. Er näherte sich dem Kontinent von Westen über die 
 Aleuten, über og Alaska, nahm den Weg südwärts über Kanada, ver-
harrte eine Weile über einem Militärstützpunkt mit Silos für Inter-
kontinentalraketen im US-Bundesstaat Montana, og dann langsam 
weiter nach Osten. Als er im Bundesstaat South Carolina die Atlantik-
küste überquert hatte, schoss die US-Luftwa e den Ballon ab. Wie ein 
zerknülltes Papiertaschentuch trudelte er vom Himmel. Die Lausch-
technik an Bord el etwas rascher herab. Die Navy barg die berreste 
aus dem Meer.

Der Ballon kam aus China, was in Peking niemand bestritt. Wir 
wollten das Wetter erkunden, behaupteten die Chinesen, leider habe 
der Wind das Luftschi  vom Kurs weggetrieben. Ihr habt uns ausspio-
niert, emp rte sich die Regierung in Washington und sammelte ei ig 
Beweise für die Richtigkeit ihres Verdachts. Ein chinesischer Ballon 
über dem Herzland der USA, so gro , dass er mit blo em Auge zu 
 sehen war, das verstörte die sicherheitsbesessenen Amerikaner. Zumal 
es, wie sich nun herausstellte, nicht die erste Spionageaktion dieser 
Art war. Nur waren die bisherigen Ballon üge nicht in der entlich-
keit bekannt geworden. Die Rede zur Lage der Nation, die Präsident 
Joe Biden wenige Tage später vor dem Kongress halten musste, bot ihm 
eine prominente Bühne, um klarzustellen: «Wenn China unsere Sou-
veränität bedroht, werden wir handeln und unser Land schützen. Ge-
nau das haben wir getan.»

Die Atmosphäre ist aufgeladen zwischen den Vereinigten Staaten 
und der Volksrepublik China. Es braucht nicht viel, schon knallt es. 
China will in der Weltpolitik «näher an die Bühnenmitte» rücken, wie 
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es Staatschef Xi Jinping formuliert hat. Diesen Platz aber wollen die 
USA nicht räumen. Amerika als Nummer zwei – eine solche Zukunft 
lässt sich mit der eigenen Vorstellung von der Welthierarchie nicht 
vereinbaren.

Der «strategische Wettbewerb» mit China, den Joe Biden ausgeru-
fen hat, ist globaler Natur. Aber das Zentrum des politischen Ringens 
zwischen der etablierten und der aufsteigenden Supermacht liegt im 
Indopazi k. Und dort wiederum im westlichen Teil des Pazi schen 
Ozeans. Von der koreanischen Halbinsel bis zur Stra e von Malakka 
sto en die Interessen der Konkurrenten hart aufeinander. Seit dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs war die amerikanische Hegemonie in der 
Region unumstritten; nun möchte China die fremde Vormacht am 
liebsten ganz vertreiben – die dort nach Ansicht der US-Verbündeten 
zur Wahrung der Machtbalance aber dringend gebraucht wird. Je stär-
ker die Volksrepublik werde, desto mehr. 

berhaupt, Amerika eine fremde Macht  Wir waren immer schon 
eine indopazi sche Nation, sagt die Regierung in Washington, wir 
sind es heute und werden es bleiben. Schlie lich reiche amerikani-
sches Territorium von der kalifornischen Küste über Hawaii bis nach 
Guam, weit im Westen des Pazi ks. Seit zweihundert Jahren treibe 
man Handel mit Asien. «Wir sind gekommen, um zu bleiben», ver-
sicherte Präsident Barack Obama im November 2011 vor dem austra-
lischen Parlament in Canberra. «Hier sehen wir die Zukunft.»

Vom «Indopazi k» war damals, 2011, allerdings noch wenig die 
Rede. Langsam erst machte dieser Begri  seinen Weg durch die Denk-
fabriken und Staatskanzleien, tauchte dann immer häu ger in den 
Memoranden und Reden der strategischen Planer, der Politiker und 
schlie lich der Militärs auf. In die Debatte geworfen hatte ihn der 
 japanische Premierminister Shinzo Abe 2007 bei einem Auftritt vor 
dem indischen Parlament. Abe war der berzeugung, Indien sei un-
verzichtbar als Gegengewicht zu einem übermächtigen China, das 
seine Macht nicht nur am Pazi schen, sondern auch am Indischen 
Ozean ausdehnte. Vor den Abgeordneten in Delhi schwärmte er von 
dem «Zusammen ie en der beiden Meere», eine Formulierung, die 
er sich bei einem frühen Prinzen des indischen Mogul-Reiches ausge-
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liehen hatte. Die Parlamentarier, so schildert es ein japanischer Diplo-
mat, waren hingerissen von der Rede: Sie «applaudierten, hämmerten 
auf die Tische, trampelten auf den Fu boden».

Der nationalkonservative Abe, ein für japanische Verhältnisse ganz 
untypisch o en machtbewusster und zugleich weit vorausdenkender 
Au enpolitiker, sollte ein zweites Mal einen wichtigen Begri  prägen, 
als er bei einem Gipfeltre en 2016 in Nairobi für einen «freien und 
 o enen Indopazi k» warb. Wenig später übernahmen die Amerikaner 
die Formel.  ree a  e  a i , in kaum einem westlichen 
Regierungsdokument, in kaum einer sicherheitspolitischen Grund-
satzrede zum Thema fehlt seither diese Formulierung. Sie richtete 
sich von Anfang an gegen China. Der Begri  Indopazi k sei mehr als 
ein Wortspiel, schreibt Rory Medcalf, Professor an der Australischen 
Nationaluniversität. Er sei ein «Code» für eine Schwächung Chinas. 
Viele Nationen sähen sich im 21. Jahrhundert vor ein Dilemma gestellt: 
Gibt es gegenüber einem starken und oft gewaltbereiten China etwas 
anderes als nur die Wahl zwischen Kapitulation und Kon ikt  

In der Praxis, da hat die chinesische Führung schon recht, verbirgt 
sich hinter dem Wort vom «freien und o enen Indopazi k» eine Poli-

Ein chinesischer Aufklärungsballon driftet vor der Küste von South Carolina in den 
Ozean, nachdem er von der US-Luftwaffe abgeschossen wurde, 4. Februar 2023.
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tik der Eindämmung. Der Westen will China die Grenzen seiner Macht 
aufzeigen. Zu diesem Zweck baut er an einer neuen Sicherheitsarchi-
tektur. Jake Sullivan, der Nationale Sicherheitsberater von Joe Biden, 
beschreibt sie als globales «Gitterwerk» von Bündnissen und Partner-
schaften. Es gehe nicht darum, die bilateralen Allianzen in Asien oder 
die Nato einfach «aufzumöbeln»; vielmehr müssten die bestehenden 
Sicherheitsstrukturen vernetzt und durch «neue Komponenten er-
gänzt» werden. Vor allem im indopazi schen Raum.  Denn daran lässt 
die Regierung in Washington keinen Zweifel: Das Zentrum der Welt-
politik hat sich verlagert, weg vom Atlantik, hin zum Indopazi k. Hier 
bündelt die Supermacht Amerika nun ihre Kräfte. Schon 2018 wurde 
das Pazi k-Kommando der US-Streitkräfte auf Hawaii umbenannt in 
Indopazi k-Kommando; es ist heute für die Operationen in beiden 
Weltmeeren zuständig, dem Pazi schen und dem Indischen Ozean. 

Rund ein Dutzend westliche Regierungen sowie die Europäische 
Union haben inzwischen «Indopazi k-Strategien» verö entlicht, in 
denen sie die Grundzüge ihrer Politik gegenüber der Weltregion for-
mulieren. Manche dieser Strategien sind von Vorsicht geprägt, wie die 
deutsche. Andere, etwa die kanadische, kündigen einen kämpferi-
schen Kurs an und gehen hart mit der Volksrepublik ins Gericht. 
«China ist eine zunehmend disruptive globale Macht», hei t es in dem 
Dokument aus Ottawa. Kanada werde sich immer für die universellen 
Menschenrechte einsetzen, auch die der «Uiguren, Tibeter und ande-
rer religiöser und ethnischer Minderheiten. Kanada wird weiterhin 
Schulter an Schulter mit den Menschen Hongkongs stehen.»

Die im September 2021 noch von der damaligen gro en Koalition in 
Berlin verabschiedeten «Leitlinien zum Indo-Pazi k» beschreiben die 
deutsche Politik viel zurückhaltender. Zwar sei Deutschland «bereit, 
einen Beitrag zur Durchsetzung von Regeln und Normen in der Region 
zu leisten». Aber die Bundesregierung halte «Eindämmungs- und Ent-
kopplungsstrategien für nicht zielführend».  Das ist immer noch  
die Haltung Berlins und die der meisten anderen europäischen Re-
gierungen. Doch die Beziehungen zwischen China und Europa sind 
schwierig geworden. Die Volksrepublik hat in den vergangenen Jahren 
eine rücksichtslose Machtpolitik betrieben, sie hat die Repression im 
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eigenen Land verschärft und die eigenen Interessen nach au en mit 
aller Härte durchgesetzt, selbst gegenüber einem so kleinen Land wie 
Litauen, nur weil ihr dessen freundliche Haltung zu Taiwan nicht ge-

el. Sie hat mit dem guten Willen, der China aus Europa entgegen-
gebracht wurde, Schindluder getrieben. Das rächt sich nun. Und eint 
den Westen. Auch wenn die Europäer den amerikanischen Konfronta-
tionskurs bisher nicht mitgehen. 

Von Washington aus gesehen, hat der zweite Kalte Krieg längst be-
gonnen. Demokraten und Republikaner mögen sich über alles strei-
ten, in einem Punkt herrscht Konsens: Die fünfzig Jahre lang ge-
meinsam betriebene Politik einer Einbindung Chinas in das westlich 
geprägte internationale System ist gescheitert. Sie habe nur eines 
 bewirkt: Die Volksrepublik sei stärker geworden. Etwa durch die auch 
von den USA unterstützte Aufnahme in die Welthandelsorganisation, 
für die China die Voraussetzungen gar nicht erfüllt habe. Zugleich 
habe Amerikas Politik des engagement die eigene Wirtschaft ge-
schwächt, weil man der Subvention staatlicher Unternehmen durch 
Peking oder dem Diebstahl geistigen Eigentums jahrzehntelang taten-
los zugesehen habe. Millionen Jobs seien verloren gegangen. Nun will 
Joe Biden sie, wie schon sein Vorgänger Donald Trump, nach Amerika 
zurückholen. 

Die lange für unmöglich gehaltene «Entkopplung» in der Weltwirt-
schaft hat begonnen. In Schlüsselindustrien wie der Halbleiterfer-
tigung oder der Telekommunikation schotten die USA ihren Markt 
durch Exportkontrollen und Investitionsverbote gegen die chinesische 
Konkurrenz ab. Begründet wird dies nicht nur mit einer Verzerrung 
des Wettbewerbs, sondern auch mit Gefahren für die nationale Sicher-
heit. Und diese Sorge ist nicht unberechtigt. Das chinesische System 
kennt keine klare Trennung zwischen Staats- und Privatwirtschaft. 
 Zivile und militärische Firmen arbeiten eng zusammen, auch private 
Unternehmen können gezwungen werden, für die Armee oder die 
Nachrichtendienste tätig zu werden. 

Aber in den USA gibt es auch gewichtige Stimmen, die vor einer 
 Deglobalisierung warnen. Zu ihnen gehört der ehemalige Finanz-
minister Henry M. Paulson, der in der Welt nanzkrise 2008 eng mit 
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der chinesischen Führung zusammenarbeitete und so einen totalen 
Kollaps der Märkte verhinderte. Zwischen den USA und China dürfe 
kein «wirtschaftlicher eiserner Vorhang» niedergehen, schreibt Paul-
son. Die Volksrepublik bleibe ein riesiger Markt, den Amerika nicht 
seinen Konkurrenten überlassen dürfe. Schon heute sei China die 
grö te Handelsnation der Welt. Zwei Drittel aller Länder betrieben 
mehr Handel mit der Volksrepublik als mit den Vereinigten Staaten. 
Bei der Hochtechnologie allerdings, räumt Paulson ein, sei «ein geziel-
tes Entkoppeln absolut notwendig».

Besorgniserregender als die Gegensätze in der Wirtschaftspolitik 
sind allerdings die wachsenden militärischen Spannungen. Das gilt 
für die Vereinigten Staaten, es gilt aber auch für deren Verbündete in 
Asien wie in Europa. China rüstet dramatisch auf, bei der Marine, den 
Raketenbeständen, die schon heute die grö ten der Welt sind, und bei 
den Nuklearwa en. Das militärische Potential der Volksrepublik wird 
zunehmend als bedrohlich empfunden. In Japan wie in Indien oder in 
Australien. Selbst Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg hat ein ums 
andere Mal vor Chinas Langstreckenraketen und seinen militärischen 
Aktivitäten im All und im Cyberraum gewarnt. 

Wann wird sich Peking stark genug fühlen, um mit dem Gebrauch 
seiner Wa en zu drohen oder sie tatsächlich einzusetzen  Durch den 
Ukrainekrieg ist diese Frage dringlicher geworden. Wenn Wladimir 
Putin ohne jeden Grund und im tiefsten Frieden die Ukraine überfällt, 
warum soll dann nicht auch Xi Jinping Taiwan angreifen  China hat 
die Anwendung von Gewalt gegen die 160 Kilometer vor seiner Küste 
liegende Insel niemals ausgeschlossen und drängt immer ungedul-
diger auf die Wiedervereinigung, auch wenn die Bürger Taiwans da-
von nichts wissen wollen. Im Jahr 2022 sind chinesische Militärjets 
1700-mal in die Luftverteidigungszone Taiwans eingedrungen. Eine 
gezielte Provokation. Das ber iegen der «Mittellinie» zwischen dem 
Festland und Taiwan, die beide Luftwa en voneinander fernhalten 
soll, gilt inzwischen als das «neue Normal».

Obwohl der Ukrainekrieg alle Aufmerksamkeit auf sich zieht, haben 
Europäer und Amerikaner die im Indopazi k drohende Eskalation 
keineswegs aus den Augen verloren. Im Gegenteil, Putins Aggression 
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hat den Blick für die im Fernen Osten heraufziehende Gefahr ge-
schärft. Vor allem natürlich in der Region selbst. In Japan hat er zu 
 einer Neuausrichtung der Verteidigungspolitik geführt, ähnlich der 
deutschen «Zeitenwende». Australien hält auch nach dem Regierungs-
wechsel von den Konservativen zu Labour 2022 an der Bescha ung 
von atomgetriebenen U-Booten mit Hilfe der USA und Gro britan-
niens fest. Die Philippinen, die sich Peking zugewandt hatten, verstär-
ken nun wieder die militärische Zusammenarbeit mit den USA. Indien, 
das stets grö ten Wert auf seine Neutralität und Blockfreiheit  gelegt 
hat, arbeitet mit den USA, Japan und Australien in einem Sicher-
heitsdialog («Quadrilateral Security Dialogue» – Quad) auch militä-
risch immer enger zusammen. China sieht in der Kooperation dieser 
vier Staaten den Kern einer «asiatischen Nato», aber von einer formel-
len Allianz kann bisher keine Rede sein.

Und doch, das «Gitterwerk» der Bündnisse und Partnerschaften, 
von dem Joe Bidens Nationaler Sicherheitsberater Jake Sullivan 
spricht, nimmt Gestalt an. Der Ukrainekrieg wirkt wie ein Katalysator. 
Peking hat dem Terror Wladimir Putins gegen die Zivilbevölkerung 
ohne ein einziges ö entliches Wort der Kritik zugeschaut, die Schuld 
an dem Krieg hat es allein den Vereinigten Staaten und der Nato gege-
ben. Gerade bei den Osteuropäern, die einst voller Ho nung auf China 
schauten, hat Peking damit fast allen Kredit verspielt. «China ist im 
Augenblick kein freundliches Land», sagte Tschechiens neugewählter 
Präsident Petr Pavel im Februar 2023, «sein Regime ist unvereinbar 
mit den Zielen und Prinzipien westlicher Demokratien.» Pavel fand 
Pekings Verhalten von Beginn des Ukrainekriegs an verwer ich. 
«Zweifellos hatte China die Chance, Russlands Entscheidungen mit 
starker Stimme zu beein ussen, hat diese Gelegenheit aber nicht ge-
nutzt. Sie sind weggeblieben.»

Noch zerfällt die Welt nicht wie im ersten Kalten Krieg in feindliche 
Blöcke. Aber es formieren sich erneut zwei Lager. In der Auseinander-
setzung mit den Autokratien China und Russland wächst ein «globaler 
Westen» heran. Länder wie Japan, Südkorea, Australien oder Singa-
pur beteiligen sich an den Wirtschaftssanktionen gegen Russland. Die 
 Regierungschefs aus Tokio, Seoul, Canberra oder Wellington nehmen 



16 Einleitung

inzwischen ganz selbstverständlich an den Gipfeltre en der Nato teil. 
Kriegsschi e und Kamp ugzeuge aus Frankreich, Gro britannien 
und Deutschland beteiligen sich an Manövern im Indischen oder 
 Pazi schen Ozean. Die neue Einheit dieses «globalen Westens» – sie 
ist auch das Werk Wladimir Putins und Xi Jinpings. Ohne die autokra-
tische Herausforderung wäre er so zerstritten wie eh und je.

Nach Ansicht des chinesischen Politikwissenschaftlers Wang Jisi 
kann die Rivalität zwischen China und Amerika «von längerer Dauer 
sein, umfassender und intensiver als jeder andere internationale Kon-
kurrenzkampf der modernen Geschichte, einschlie lich des Kalten 
Krieges». Die Ähnlichkeiten zum ersten Kalten Krieg sind frappierend: 
Lagerbildung, Aufrüstung, politische Feindbilder, atomare Drohgebär-
den. Zugleich sind die Unterschiede o enkundig: Der Kommunismus 
ist Geschichte, die Gro ideologien des vergangenen Jahrhunderts 
 haben abgewirtschaftet, China und der Westen sind wirtschaftlich 
und nanziell auf das Engste miteinander ver ochten. 

Doch der nationalistische Furor ist manchmal stärker als der 
Wunsch nach Frieden und nach Wahrung des Wohlstands. In der 
 Ukraine hat Putin alle Ho nungen, er werde sich am Ende rational – 
und human – verhalten, mit kalter Erbarmungslosigkeit zunichte ge-
macht. Xi Jinping, hei t es, sei besonnener und pragmatischer. Aber 
auch für ihn ist die Wiedervereinigung Taiwans mit dem Festland eine 
heilige patriotische P icht. «Um uns herum zieht ein Sturm auf», 
warnte Singapurs Premierminister Lee Hsien Loong im August 2022 in 
düsterer Vorahnung. «Es ist unwahrscheinlich, dass sich die Lage bald 
bessern wird.»  
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I. Das Ringen der Weltmächte

1. Demokratie oder Autokratie –  

In welcher Ordnung werden wir leben?

«Amerika ist wieder da!» Mit dieser Botschaft zog Joe Biden im Januar 
2021 ins Wei e Haus ein. Dieser Präsident, signalisierte der Demokrat 
Biden Verbündeten und Gegnern gleicherma en, werde nach den vier 
Jahren unter seinem unberechenbaren republikanischen Vorgänger 
Donald Trump amerikanische Au enpolitik wieder im gewohnten 
 Koordinatensystem betreiben. Glaubwürdigkeit und Ein uss, die un-
ter Trump verspielt worden seien, müssten zurückgewonnen werden, 
zuallererst dadurch, dass die Vereinigten Staaten ihre eigene Demo-
kratie erneuerten. In einem Grundsatzartikel für die Zeitschrift Foreign 
 air  hatte Biden ein Versprechen abgegeben: Innerhalb des ersten 
Jahres seiner Amtszeit werde er einen «globalen Gipfel für Demokra-
tie» organisieren.  Drei Aufgaben setzte er auf die Tagesordnung die-
ses Gipfels: den Kampf gegen die Korruption, die Verteidigung gegen 
den Autoritarismus und die Förderung der Menschenrechte. Nach 
Trumps populistischem Getöse des «America rst» sollte klar sein, die 
Vereinigten Staaten wollten sich neu auf ihre politischen und mora-
lischen Ma stäbe besinnen. Wer, wenn nicht wir, kann Freiheit und 
Demokratie auf der Welt schützen – so der hohe Ton des Artikels. 
 Biden, konnte man zwischen den Zeilen lesen, werde gewiss nicht mit 
Diktatoren wie Nordkoreas Kim Jong-un kuscheln und treue Alliierte 
verächtlich behandeln.

Der Gipfel fand am 9. und 10. Dezember 2021 statt. Die Welt nahm 
nicht viel Notiz davon. Und es wäre noch ruhiger um das Tre en ge-
wesen, hätte nicht China, das au en vorgeblieben war, vor Wut ge-
schäumt. Seit Jahren hörte die Führung in Peking den Westen von 
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 einer «systemischen Rivalität» sprechen, nun schien sie entschlossen 
zu sein, in die O ensive zu gehen und den Wettbewerb um das bessere 
System aufzunehmen. Denn für sie steht die berlegenheit der «chi-
nesischen Ordnung» über das «westliche Chaos» au er Frage. Gleich 
zwei Grundsatzpapiere verö entlichte die chinesische Regierung am 
Wochenende vor dem Gipfel. «China. Demokratie, die funktioniert», 
hie  das erste. «Zur Lage der Demokratie in den Vereinigten Staaten», 
das zweite.

«Demokratie, die funktioniert» – die chinesischen Staatsmedien 
 listeten Tag für Tag Beispiele auf, was damit gemeint war: die Eindäm-
mung der Covid-19-Pandemie, der Kampf gegen die Korruption, die 
Selbstbehauptung im Handelskrieg mit den USA, die Niederschla-
gung des «Aufruhrs» in Hongkong 2019. All dies zeige, wie e ektiv das 
chinesische Modell arbeite. Und wie gerecht es sei. Im Gegensatz zur 
amerikanischen Alternative. Die Beispiele für dessen Versagen: der 
Sturm des von Trump aufgehetzten Pöbels auf das Kapitol in Washing-
ton am 6. Januar 2021, die Hunderttausende Corona-Toten, die Gewalt 
gegen Schwarze; aber auch der globale «Krieg gegen den Terror» mit 
seinen fehlgeschlagenen Interventionen im Irak und in Afghanistan. 
Das amerikanische System sei «ernsthaft krank», resümierte die Par-
teipresse. Und dennoch, so lautete ihr Vorwurf, beanspruchten die 
Vereinigten Staaten gleichsam ein Monopol bei der De nition dessen, 
was eine richtige Demokratie sei, belehrten andere Länder, mischten 
sich in deren Angelegenheiten ein und suchten Vorwände, um fern der 
eigenen Grenzen militärisch zu intervenieren.

Was Chinas Medien unterschlugen: Die Regierung Biden hatte die 
demokratischen De zite im eigenen Land keineswegs verschwiegen. 
Im Gegenteil: Sie verstand die Polarisierung der amerikanischen Ge-
sellschaft, die sich in der Wahl Trumps spiegelte, als einen Weckruf. 
Au enminister Antony Blinken sprach von einer «Erosion der Demo-
kratie» in den USA, von «strukturellem Rassismus» und «Desinfor-
mation».

Kein Präsident vor Donald Trump hatte je die Legitimität freier 
Wahlen in Frage gestellt. ber die Vertrauenskrise daheim wollte die 
Regierung Biden auf dem Gipfel ausdrücklich Rechenschaft ablegen. 
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Und diese Bereitschaft zur Selbstkritik unterschied sich dann doch 
au ällig von der Selbstgerechtigkeit der chinesischen Führung, die 
von eigenen Fehlern und Schwächen nichts wissen wollte und will.

Es war aber gar nicht so sehr der Streit über das richtige System, der 
in Peking für Empörung sorgte. Vielmehr war es die Tatsache, dass auf 
der Liste der 110 eingeladenen Länder der Name Taiwan auftauchte, 
gleich hinter der Schweiz. Damit hatte die Regierung Biden eine rote 
Linie überschritten. Denn die «Insel Taiwan» ist aus Pekinger Sicht 
kein souveräner Staat, sondern eine abtrünnige Provinz der Volks-
republik. Für die chinesische Führung hatte der Gipfel vor allem einen 
Zweck: Er sollte den auf Taiwan regierenden «Sezessionisten» eine 
Bühne bieten. Im brigen sei alles blo  der Versuch einer «kleinen an-
tichinesischen Clique», die Volksrepublik einzudämmen.

Nur: Taiwan hat sich seit Ende der achtziger Jahre tatsächlich zu 
 einer lebendigen Demokratie entwickelt, mit freien Wahlen, fried-
lichen Regierungswechseln, einer kritischen Presse und einer o enen 
Zivilgesellschaft. Taiwan ist der beste Beweis dafür, dass chinesische 
Kultur und demokratische Freiheiten miteinander harmonieren kön-
nen. Jene, die in den achtziger Jahren gegen das Kriegsrechtsregime 
der 1949 vom Festland auf die Insel ge ohenen Kuomintang auf-
begehrten, kamen auf demokratischem Weg an die Macht; und die 
ehemals Mächtigen fanden sich, wenn auch zähneknirschend, mit der 
Oppositionsrolle ab. 

Nachdem Peking in den Jahren 2019 und 2020 die Demokratie-
bewegung in Hongkong zerschlagen hat, ist Taiwan zum Zu uchtsort 
bedrohter Dissidenten geworden. Nichtregierungsorganisationen wie 
Reporter ohne Grenzen oder die Friedrich-Naumann-Stiftung haben 
ihre asiatischen Regionalbüros nach Taipei verlegt, weil sie hier unge-
stört arbeiten können. Nirgendwo in Ostasien sind die gesellschaft-
lichen Freiräume heute grö er. Was der wirtschaftlichen Entwicklung 
nicht geschadet hat: Auf der kleinen Insel mit ihren 23,5 Millionen 
Einwohnern werden heute die modernsten Mikrochips der Welt pro-
duziert.

Demokratie oder Autokratie – dieser Wettbewerb wird keineswegs 
nur, wie einst im Kalten Krieg, zwischen Ost und West ausgetragen, 
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sondern auch zwischen asiatischen Staaten und innerhalb ihrer Ge-
sellschaften. Japan machte sich nach seiner verheerenden Niederlage 
im Zweiten Weltkrieg auf den Weg zur Demokratie. Südkorea über-
wand die Militärdiktatur 1987, im selben Jahr hob auf Taiwan Präsi-
dent Chiang Ching-kuo das Kriegsrecht auf. Auf den Philippinen 
zwang 1986 die Protestbewegung «People Power» den Diktator Ferdi-
nand Marcos ins Exil. Die achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts, in 
denen die Osteuropäer ihre Freiheit erkämpften, waren auch in Ost-
asien eine Zeit des Au ruchs. Sogar in China regte sich Protest, doch 
am 4. Juni 1989 bereitete das Massaker auf dem Platz des Himmlischen 
Friedens in Peking allen Ho nungen auf eine politische Liberalisie-
rung ein brutales Ende.

In den achtziger und neunziger Jahren stritten viele asiatische Ge-
sellschaften über ihren künftigen politischen Weg. Die politischen 
und wirtschaftlichen Eliten strotzten vor Selbstbewusstsein. Nach 
dem staunenswert erfolgreichen Japan waren weitere Staaten auf 
Wachstumskurs gegangen. Vor allem die «Vier kleinen Tiger» (Süd-
korea, Taiwan, Singapur und Hongkong) beeindruckten die Welt mit 

Demonstranten schützen sich mit Regenschirmen bei einer  
Protestveranstaltung in Hongkong, 29. September 2019.
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ihrem ökonomischen und technologischen Fortschritt. Warum holte 
Asien plötzlich so schnell auf  Warum begann der Westen, der doch 
seit der industriellen Revolution in der Weltwirtschaft den Ton ange-
geben und die Ma stäbe gesetzt hatte, plötzlich ebenso bewundernd 
wie furchtsam vom heraufziehenden «asiatischen Jahrhundert» zu 
sprechen  Lagen die Gründe dafür auch in den Traditionen Asiens, in 
seinem Denken  

Die Suche nach Erklärungen mündete in eine leidenschaftliche 
 Debatte über die «asiatischen Werte», die nie allein ein intellektueller 
Streit, sondern von Anbeginn auch eine politische Auseinanderset-
zung war. Im Kern ging es um die Frage, ob der asiatische Gemeinsinn, 
der soziale Zusammenhalt, die Verp ichtung gegenüber Familie und 
Gesellschaft dem westlichen Individualismus nicht überlegen seien. Ob 
die Freiheitsrechte des Einzelnen vor allem in den Vereinigten Staaten 
nicht längst in Libertinage und Dekadenz abgeglitten seien. Davon 
überzeugt waren die beiden prominentesten Vertreter der «asiati-
schen Werte», der Premierminister von Malaysia, Mahathir Moham-
med, und der Gründervater des modernen Singapurs, Lee Kuan Yew. 
Mahathir legte gemeinsam mit dem nationalistischen japanischen 
 Politiker Shintaro Ishihara ein Buch vor mit dem Titel «The Asia That 
Can Say No», eine Attacke auf den berlegenheitsdünkel des Westens. 
In die antiwestlichen Tiraden Mahathirs mischten sich auch antisemi-
tische Töne. 

Da war Lee Kuan Yew besonnener. Aber auch er rechnete hart mit den 
vermeintlichen Schwächen des Westens ab. Unvergessen ist mir ein In-
terview, das ich mit Lee im Jahr 1994 führte. Er trug damals den Titel 
«Senior Minister». Ich traf Lee, der über Singapur drei ig Jahre lang mit 
harter Hand geherrscht hatte, im «Istana». Der wei e Kolonialpracht-
bau liegt inmitten eines weitläu gen Parks, einst hatten die britischen 
Gouverneure in ihm residiert. Die Atmosphäre in Lees Arbeitszimmer 
im zweiten Stock war eisig, nicht nur wegen der auf Kühlschranktempe-
ratur heruntergedrehten Klimaanlage. Kein  Lächeln, kein Smalltalk. 
Nur der Blick: Kommen Sie bitte zur Sache!

In Singapur war gerade ein junger Holländer hingerichtet worden, 
der mit vier Kilo Heroin im Gepäck erwischt worden war. Dass diese 
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Hinrichtung viele Europäer schockiert hatte, focht Lee nicht an. «Die 
Tatsache, dass er Holländer ist, schützt ihn nicht vor Strafe, wenn er 
Drogen nach Singapur bringt», erklärte Lee kühl. «Ich kann nichts 
 dabei nden, dass er hängen musste. Warum nicht » Lee redete sich 
in Rage: «Können Sie sich vorstellen, welche Mühen es uns bereitet, 
unsere Drogenabhängigen zu rehabilitieren  Haben Sie sie jemals 
 gesehen  Wir haben hier Lager für sie. Sie sind zerstörte Menschen, 
zerstört! Ich sage, wir hängen die Drogenhändler auf. Und jeder wei  
das.»

Aber ich wollte mit Lee Kuan Yew nicht über die Todesstrafe spre-
chen, sondern über die asiatischen Werte. Meine Frage an ihn: Ist 
 Entwicklung möglich ohne Demokratie  Seine Antwort: «Wenn Sie 
 Demokratie nach amerikanischem oder deutschem Muster meinen, 
dann würde ich sagen: Ja, es kann Entwicklung ohne Demokratie ge-
ben. Sie brauchen nicht unbedingt Wahlen, widerstreitende Ansich-
ten und regelmä ige Wechsel von Parteien in der Politik.«  Hier sprach 
ein selbstbewusster Autokrat, in dessen Regierungszeit Singapur von 
einer malariaverseuchten, sozial und ethnisch zerrissenen Hafenstadt 
zum Finanz- und Technologiezentrum Südostasiens aufgestiegen war. 
Westliche Belehrungen wollte er sich nicht anhören.

Der Stolz auf das Geleistete war in Städten wie Singapur und Kuala 
Lumpur, in Seoul, Taipei oder Hongkong gewaltig. Und er fand im 
Westen viel Widerhall, vor allem unter Geschäftsleuten, die begeistert 
waren vom Tempo in den aufstrebenden Ländern Asiens, von der 
 E zienz und der Entscheidungsfreude, auf die sie dort trafen. Ein 
 Modell, von dem Europa und Amerika lernen könnten, meinten sie. 
Ralf Dahrendorf, der Soziologe und gro e Liberale, sprach damals von 
der «autoritären Versuchung», die manchen Bewunderer des Auf-
stiegs Asiens erfasst hatte. Dahrendorf sann nach über die Fragen, die 
sich aus den asiatischen Erfolgen ergaben. «Hei t also die Alternative 
der modernen Gesellschaft: Wirtschaftliches Wachstum und politi-
sche Freiheit ohne sozialen Zusammenhalt – oder Wirtschaftswachs-
tum und sozialer Frieden ohne Freiheit  Gibt es am Ende eine Alterna-
tive zum westlichen Modell  Eine, die genauso funktionsfähig ist  Für 
 einige sogar attraktiver, wenn auch für andere inakzeptabel »
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Aber der Streit um die «asiatischen Werte» war keineswegs nur eine 
Ost-West-Debatte, es war ebenso sehr ein innerasiatischer Disput. So 
warf Kim Dae Jung, der südkoreanische Oppositionsführer und spä-
tere Staatspräsident, Lee Kuan Yew vor, ideologisch zu argumentieren. 
Mit seiner Behauptung, das westliche Konzept von Demokratie und 
Menschenrechten eigne sich aus kulturellen Gründen nicht für Asien, 
wolle er nur die eigene autoritäre Herrschaft rechtfertigen. Die Demo-
kratie sei dem asiatischen Denken keineswegs fremd, im Gegenteil, es 
gebe «ein reiches Erbe an demokratisch orientierten Philosophien und 
Traditionen». Kim nannte beispielhaft den chinesischen Philosophen 
Menzius (372–289 v. Chr.) und die koreanische Religion Tonghak. 
«Asien sollte bei der dauerhaften Einführung von Demokratie und 
der Stärkung der Menschenrechte keine Zeit verlieren», fasste Kim 
Dae Jung seine Kritik an den Kündern der «asiatischen Werte» zusam-
men. «Das grö te Hindernis ist nicht sein kulturelles Erbe, sondern 
der Widerstand autoritärer Führer und ihrer Gefolgsleute.»

Zu denen, die bis heute vehement im Sinne Lee Kuan Yews argu-
mentieren, gehört der singapurische Ex-Diplomat, Politikwissenschaft-
ler und Publizist Kishore Mahbubani. In etlichen Büchern und Hun-
derten von Artikeln beschwor er die berlegenheit des asiatischen 
Modells. Der Wiederaufstieg Asiens, insbesondere die Rückkehr Chi-
nas als führende Macht, stellen für ihn die historische Normalität wie-
der her. In immer neuen Wendungen hält Mahbubani dem Westen 
seine Verblendung vor, er verzweifelt geradezu an dessen fehlender 
Einsicht in seinen unabweisbaren Niedergang. Gern zitiert er den bri-
tischen Historiker Angus Madison, der errechnet hat, dass China und 
Indien bis zum Jahr 1820 die beiden grö ten Wirtschaftsnationen der 
Welt waren. «Die vergangenen zwei Jahrhunderte welthistorischer 
Dominanz des Westens waren die Ausnahme, nicht die Regel in zwei 
Jahrtausenden globaler Geschichte», bekräftigt Mahbubani.

Kritik aus dem Westen, zumal aus den Vereinigten Staaten, an Men-
schenrechtsverletzungen und Demokratiede ziten in China weist 
 Kishore Mahbubani als anma end zurück. «Wenn künftige Historiker 
 eines Tages zurückschauen, werden sie sich meiner Meinung nach 
wundern, wie der Westen erwarten konnte, dass ein Land wie die USA 
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mit nicht einmal 250 Jahren Geschichte ein Land wie China mit 
4000 Jahren politischer Geschichte glaubte verändern zu können. Die 
Vorstellung, der Rest der Welt werde sich im Laufe der Zeit genauso 
entwickeln wie der Westen, ist arrogant.«

Auf intellektueller Ebene wird der Streit um die Demokratie, über 
die Vorzüge des westlichen oder des östlichen Modells, über das Erbe 
des Kolonialismus oder die Universalität der Menschenrechte in Asien 
seit vielen Jahren leidenschaftlich geführt. Politisch jedoch, zwischen 
den Regierungen, gilt das Prinzip strikter Nichteinmischung. Weiter-
entwicklungen des Völkerrechts wie eine zwischenstaatliche Schutz-
verantwortung (re on i ilit  to rote t) bei schweren Verbrechen 
 gegen die Menschlichkeit oder gar der Ruf nach «humanitären Inter-
ventionen» werden rundum abgelehnt. Schon o ene Kritik an den 
 politischen Zuständen in den Nachbarländern gilt als unzulässige Ein-
mischung in die inneren Angelegenheiten souveräner Staaten.

Auch der 1967 gegründete südostasiatische Staatenbund Asean 
 (Association of Southeast Asian Nations) hält am Prinzip der Nicht-
einmischung fest. Er wäre sonst wohl auch längst auseinanderge o-
gen, zu heterogen sind die Regierungssysteme seiner zehn Mitglieds-
länder. Als Werteunion hat sich Asean nie de niert. Immerhin, als am 
1. Februar 2021 in Myanmar das Militär putschte, waren plötzlich neue 
Töne zu hören. Malaysias Regierung zeigte sich «tief besorgt». Indo-
nesiens Au enministerin Retno Marsudi erklärte, die Demokratie sei 
genauso wichtig wie das Prinzip der Nichteinmischung. Und Singa-
purs Premierminister Lee Hsien Loong, Lee Kuan Yews ältester Sohn, 
beklagte in einem Interview mit der BBC den Verlust von Menschen-
leben auf den Stra en der Städte Myanmars. 

Die Armee Myanmars, die schon von 1962 bis 2011 diktatorisch ge-
herrscht und sich danach die Macht geteilt hatte mit der im Volk hoch-
verehrten Ikone der Demokratie, der Friedensnobelpreisträgerin Aung 
San Suu Kyi, reagierte mit dem Umsturz auf den Erdrutschsieg von 
Suu Kyis Nationaler Liga für Demokratie bei den Parlamentswahlen. 
Die Generale sprachen von «Wahlfälschung» und brachen das demo-
kratische Experiment ab. Mehr als 700 friedlich protestierende Bür-
ger wurden in den ersten beiden Monaten nach dem Putsch von den 
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Sicherheitskräften erschossen. Das Militär errichtete Standgerichte und 
lie  politische Gefangene foltern.

Solidarisch mit der in den Untergrund gezwungenen «Bewegung 
des zivilen Ungehorsams» Myanmars zeigte sich in mehreren asia-
tischen Ländern eine Gruppe von Aktivisten: Die «Milk Tea Alliance» 
hatte sich nach dem Staatsstreich des Militärs in Thailand 2014 zu-
sammengefunden, mit der Zerschlagung der Demokratiebewegung in 
Hongkong durch das Pekinger Regime war sie weiter gewachsen. An-
hänger der «Milchtee-Allianz» protestierten in Bangkok, Hongkong 
und Taipei gegen den Putsch in Myanmar – in den sozialen Netzwer-
ken und auf der Stra e. Sie fanden Zuspruch in Indonesien, Malaysia, 
Indien und Australien. Die «Alliance» war der zarte Spross einer pan-
asiatischen Solidaritätsbewegung, die Freiheit und Demokratie in 
 ihren Ländern und auf ihrem Kontinent mit dem gleichen Ernst ver-
teidigen wie Menschenrechtsaktivisten im Westen.

Mehrmals bin ich in Asien Zeuge geworden, wie sich die Menschen 
erhoben gegen erstarrte Strukturen, gegen Willkür und Anma ung, 
gegen den Raub ihrer Freiheit.

Bewaffnete Truppen werfen einen friedlichen Protest  
in Myanmar nieder, Februar 2021.
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Auf den Philippinen, wo «People Power» 1986 den Diktator Ferdi-
nand Marcos stürzte. Junge katholische Nonnen, nur mit einem Ro-
senkranz bewa net, stellten sich auf den Stadtautobahnen Manilas 
den Soldaten und ihren Panzern entgegen. Die sanfte Corazon Aquino, 
Witwe des ermordeten Oppositionsführers Benigno Aquino, wurde 
damals von der Woge des Protests in den Präsidentenpalast getragen. 
Doch der demokratische Au ruch blieb Episode. An den Macht-
strukturen des katholisch geprägten Landes, an der Herrschaft weni-
ger reicher Familien (zu denen auch die Aquinos gehörten) änderte 
sich wenig. Auch nicht an der Armut der gro en Mehrheit. Und das 
Amt des Präsidenten übernahm drei ig Jahre später Rodrigo Duterte, 
ein Killer, der sich in seinem Krieg gegen Drogenhändler und Drogen-
süchtige über Recht und Gesetz stellte und Tausende töten lie . Bevor 
dann 2022 mit der Wahl von Ferdinand Marcos Jr. zum Präsidenten 
wieder die Familie des ehemaligen Diktators an die Macht kam.

In Südkorea, wo 1987 eine selbstbewusste, zu bescheidenem Wohl-
stand gelangte Mittelschicht das Militär in die Kasernen zurück-
schickte. Als sich die Studenten im Stadtzentrum von Seoul Stra en-
schlachten mit der Polizei lieferten, bis die Tränengasschwaden über 
die Klimaanlagen in die Büros der Konzernzentralen zogen, hatten sie 
längst die Angestellten auf ihrer Seite. Die Südkoreaner brauchten die 
Generale an der Spitze des Staates nicht mehr. Sie wussten, gewählte 
Politiker würden das Land besser regieren. Und wenn sich das in man-
chen Fällen als Irrtum herausstellte, wenn Präsidenten der Korruption 
und des Amtsmissbrauchs überführt wurden, dann schickten unab-
hängige Richter sie ins Gefängnis. Hier siegte die Demokratie.

In China, wo sich 1989 Zehntausende mit dem Ruf nach politischem 
Wandel auf Pekings Platz des Himmlischen Friedens versammelten. 
Wo die Entschlossensten unter den Demonstranten in einen Hunger-
streik traten, um die Parteiführung zum Dialog mit ihnen zu zwingen. 
Wo Studenten der Pekinger Kunstakademie eine «Göttin der Demo-
kratie» nach dem Vorbild der New Yorker Freiheitsstatue errichteten, 
wenige Meter vor dem Porträt Mao Zedongs am Eingang zur Verbo-
tenen Stadt. Wo schlie lich in der Nacht zum 4. Juni 1989 die Panzer 
der Volksbefreiungsarmee den friedlichen Protest niederwalzten. Bis 



heute wei  niemand, wie viele Menschen damals starben. Niemand in 
China darf der Toten vom Tiananmen-Platz ö entlich gedenken, für 
die Staatspropaganda war ihr friedlicher Protest ein «konterrevolutio-
närer Aufruhr».

Doch patriotische Studenten, die in Sorge um ihr Land die eigenen 
Interessen und das eigene Wohl zurückstellen, genossen in den konfu-
zianisch geprägten Ländern Asiens schon immer ein hohes Ansehen, 
in China und Korea galten sie als «Gewissen der Nation». In dieser Tra-
dition standen die Tiananmen-Proteste 1989 ebenso wie die gewalti-
gen Demonstrationen in Hongkong 2019.

Nein, die Asiaten brauchen in Sachen Demokratie keine Lehrmeis-
ter aus dem Westen. Wohl aber verdienen sie dort, wo sie für ihre Frei-
heit kämpfen, Unterstützung und Solidarität. Eines hat die Geschichte 
ein ums andere Mal gelehrt: Der Wandel muss im eigenen Land, von 
der eigenen Bevölkerung erkämpft werden. Demokratie kann nicht 
 exportiert werden. Schon gar nicht kann sie einer Gesellschaft gewalt-
sam aufgedrängt werden. Es gilt das Diktum des frühen deutschen 
 Demokraten Georg Friedrich Rebmann von 1798: «Ein Volk muss seine 
Freiheit selbst erobern, nicht zum Geschenk erhalten.» Deshalb war 
der noble Gedanke «humanitärer Interventionen» wohl auch von Be-
ginn an zum Scheitern verurteilt. Zumal es die reine, uneigennützige 
Einmischung von au en nie gibt; immer mischen sich in den Wunsch 
nach Hilfe auch politische, wirtschaftliche oder strategische Inte-
ressen.
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